
BELEG UND BILANZ
V e r e i n i g t  m i t  „ D e u t s c h e  B u c h h a l t u n g s - Z e i t u n g “ , „ D a s  S y s t e m “ ( „ D a s  G e s c h ä f t “)

u n d  „ A u f w ä r t s “ ( „ D e r  K o n t o r f r e u n d “)

Rundschau für Buchhaltungspraxis, Steuerwesen und wirtschaftliche Kaufmannsarbeit
H era u s g e b e r: C arl Fluhme, Berlin=Johannisthal, Friedrichstrasse 44, Fernsprecher: Oberspree F3 0795 
v«lag und Anzeigenannahme: M u th ’sche V e rla g s b u c h h a n d lu n g , S tu ttg a r t, Fernsprecher: 70511

PC n Chl Cklr ; ? : T T T  n r ' T I' ZÜpiCh 9893- 7  B“ k k 0 " tcn i , Dresdn"  B f k - Dep..Kasse Königstraßc, S tu ttga rt. -  W ien e r B a n k .V rr r in ,  Z e n tra l*  
-  K r c j ' t jn s ta lt  der Dcutscllgn ’ Prag -  Bezugspre.se: V ie rte ljä h rlich  RM  S.30 nebst 70 Pfg Zusendungsporto. Einzelne Hefte RM  l . _

4. Jahrgang H e ft 7 1. M ärz 1931

Der liebe Kunde
R ationa lis ie rung
Mahnwesen

I. Was die Kundschaft alles abzieht!
A

Preissenkung — auf Kosten der Lieferanten;

so denken und handeln sehr viele Geschäftsleute 
Alles was nicht unbedingt „W are“ ist, wird von 
den Rechnungen gekürzt. Bei längst überfälligen 
Rechnungen wird noch Skonto gekürzt Die Ge­
schäftsleute überlegen dabei nicht: bei der nächsten 
Lieferung schon wird der unberechtigte Abzug vom 
Lieferanten wieder eingerechnet und drückt sich 
entweder in einer Preiserhöhung oder Warenver­
schlechterung aus, denn der Lieferant hat genau 
kalkuliert; er kann sich unberechtigte Abzüge nicht 
gefallen lassen!

Was zieht nun die Kundschaft alles ab?

i.  S k o n t o  n a c h  V e r f a l l  d e r  R e c h -  
n u n g~ Vlele Kunden nehmen in dem Ab­
rechnungschreiben auf die schlechte Zeit, auf die
f , n ‘Sr n. gu ®ezug und bitten> trotz Über- 
alligkeit noch den Skontoabzug anerkennen zu 

wollen.

) 2. Z u  v i e l  S k o n t o  b e i  B a r z a h l u n g

wird abgezogen. Das ist jetzt besonders bei neu- 
geworbenen Kunden die Regel. Sie ziehen, wenn 
3 v. H. bewilligt sind, 4, 5 und mehr v. H ab 
Begründung: der alte Lieferant läßt still­
schweigend den Abzug durchgehen; nur, weil 
die Ware besser aussah, hätte der Kunde einen 
Versuch bei uns gemacht. Er überlegt aber dabei 
gar nicht, daß die Ware von der nächsten Liefe­
rung ab auch um den zu viel gekürzten Hundert­
satz schlechter sein wird!

-  B °  n u s' Ein besonderes Gebiet sind Konzerne

Mhdv l£ H n k a U i,S V e rbände - M a n  k o m m t  m i t  den 
wenn Verbände nur ins Geschäft,
gewährt adem Verband elnen Bonus von ca. 2% 
wi7d g;P f  a" , d' n Verband direkt abgeführt 
Anteil den nschlußkunde bekommt davon einen

schluckt der Verband.

kostenzuschuß v o ^  c f  ’ 1/ “ “  h “  

kunfen0^ ^ ^ 8 ^  « i S S Skünden kaufen nun auch bei nicht offiziellen

Verbandslieferanten und kürzen die 2 v. H. 
direkt bei Rechnungsbezahlung. Wird man 
Lieferant dieses Verbandes, so kann es einem 
passieren, daß

1. der Kunde den Bonus abzieht und
2. auch noch der Verband 2 v. H. für sich 

fordert.

4- M e n g e n r a b a t t .  Große Abnehmer, denen 
schon besonders günstige Preise gemacht werden 
verlangen X  v. H. Mengenrabatt am Jahres­
ende. J

5’ w  glbt immer noch einige große Häuser, die die 
W a r e n h a u s s t e u e r  k ü r z e n .

6- »W ir bezahlen grundsätzlich d ie  V e r
v,PiC k o n g , nicht m it ' ' •“ bek°m m t man in vielen Regulierungschreiben zu lesen.

7- F r a c h t ,  P o r t i ,  ( Z a h l k a r t  e n p o r t

kürztP° rt0)’ Teleph0ngesprache —  alles wird ge-

8 _ U n a  n g e n e h m  s i n d  d i e  s o g e n a n n -

je^n „ M o n i e r e r “ , Sie schreiben, die Ware
sei schlecht, sie stellen sie zur Verfügung oder

TOn X  R M - « c t o ' n
fracht w ö r f  v  ¿ f r ant Sich sagt- die Rück­acht wurde Y RM. ausmachen, der Nachlaß
macht nicht viel mehr aus, also: lassen wir nach!

9' fe  n z  e f rhWeiSe T erden G e w i c h t s d i f f e- r e n z e n bemängelt.

1m ? fPf f rf af ten? rbände haben hänfig ^  den 
? e n n !n f  edl j 6n Abzügen der Kunden Stellung 
o flfh fPT na Und TeÜ ihre Mitglieder dazu ver-
nirhf •’ 16St  AbzÜge nioht anzuerkennen, um 
lassen scbmutzige Konkurrenz entstehen zu

nUn der Lieferant dem Wiederverkäufer

daß die Zahlungen bedingungsgemäß erfolgen müs­
sen. Durch einen Brief etwa folgenden Inhalts, 
der vervielfältigt werden kann:
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„S eh r geehrte F irm a !

D ie  uns überwiesenen K M . . . . haben w ir  Ih rem  
K onto  gutgebracht. Le ider können w ir  einen Ausgle ich  
n ich t vornehmen, da S ie la u t untenstehender A u fs te llung  
K M . . . . kürzten. Unsere Preise s in d  durch scharfe 
K a lk u la tio n  so n ied rig  gehalten, daß w ir  außer Skonto­
abzügen (Z ah lung  innerha lb  10 Tagen nach llechnungs- 
ausstellung 3 v. H ., nach 30 Tagen 2 v. H ., nach 
60 Tagen re in  netto) keine anderen Abzüge anerkennen 
können.

Wenn S ie auch w e iterh in  von uns erstklassig bedient 
sein wollen, so bitten w ir  Sie, Ih re  Zahlungen bedin­
gungsgemäß vorzunehmen.

D er Überweisung der zuvie l gekürzten K M . . . . 
sehen w ir  entgegen.
A u fs te llung :

Hochachtungsvoll. ‘ ‘

Zahlt der Kunde den Rest nicht, so wird in die 
Registraturmappe ein Zettel m it folgendem Ver­
merk an eine bestimmte Stelle geklebt oder geheftet:

„K u n d e  is t um  R M . . . schlechter zu bedienen.“

D a tum : U  n te rsch rifl:

erledigt: U n te rsch rift:

Der oben angeführte Brief wird wohl meist nur 
bei unberechtigten Skonto-, Bonus-, Fracht- und 
Portokürzungen Verwendung finden.

Scharf sollte man Vorgehen bei
Mängelrügen, die bei der Zahlung mit gleichzeitiger 

Kürzung von der Rechnung vorgebracht werden.
Zieht der Kunde bei der Zahlung einen Betrag ab 

und bemerkt dazu, daß er bei Nichtanerkennung des 
Abzuges der Fabrik die Ware zur Verfügung stellen 
müßte, so ist es ratsam, die Ware zurückzufordern. 
Oft ist sie längst verkauft; die Rüge ist nur dazu 
bestimmt, einen Extraabzug herauszuschinden.

Noch eine andere Unsitte hat sich in letzter Zeit 
besonders stark bemerkbar gemacht:

„ K M .  . . . senden w ir  Ih n e n  in  einem Scheck; 
fü r  d ie restlichen K M . . . . erhalten S ie eine A usw ah l­
sendung Z iga rren . . .

„Für den kleinen Rest legen wir Ihnen ein Wohl­
fahrtslos bei.“
„Wie wir wissen sind Sie Großverbraucher in 

A-Ware. W ir wären Ihnen dankbar, wenn Sie auch 
uns als einem Ihrer Kunden einmal einen großen 
Auftrag erteilen würden. A-Ware ist unser Er­
zeugnis, B-Ware das Ihrige!“

Der Bearbeiter der eingehenden Zahlungen hat es 
sehr schwer;

ficht er nicht an, nimmt er Gegenleistungen in Ge­
stalt anderer Artikel an, so wird auf ihn geschimpft, 
er erziehe die Kunden zu liederlicher Zahlungsweise; 
ficht er aber die unberechtigten Machenschaften an,
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so kann die Firma vielleicht den Kunden verlieren; 
daran ist natürlich dann der Bearbeiter schuld, der 
arme Prügelknabe! Was soll er tun?

II. Der Großabnehmer zahlt schlecht!
Mahnen . . . ?

Eisiges Schweigen herrscht in der Mahnabteilung.
Eins der größten Kaufhäuser am Platz hat das 

Ziel schon um fünf Monate überschritten und rührt 
sich nicht. Was tun? Mahnen? Der erstklassige 
Ruf des großen Hauses! (Die jetzigen Inhaber 
taugen zwar nicht viel; aber der gute Ruf von 
früher!?)

Einer entschließt sich, zu telephonieren: , , . . .  Bitte 
die Buchhaltung . . . Ich habe hier gerade Ih r  
Konto in der Hand; da stehen noch die Posten vom 
. . . bis zum . . . auf. Die sind wohl bei Ihnen irr­
tümlich übersehen worden. Sie können uns den 
Betrag, bitte, vielleicht überweisen!?“ —  „Ich 
werde die Sache prüfen lassen. Sie erhalten Be­
scheid.“

Wieder vergehen Wochen; kein Bescheid kommt.
Noch ein Telephongespräch. Wieder vergeht 

einige Zeit. Endlich wird an das Warenhaus ein 
Brief geschrieben:

„W ir beziehen uns auf die am . . . und am . . . 
mit Ihnen geführten Telephongespräche und bitten 
Sie höflichst um Übersendung von RM. . . ., damit 
wir Ih r Konto bis zum . . .  glattstellen können. Hoch­
achtungsvoll!“

Keine Antwort!
„W ir bitten höflichst um Erledigung unseres 

Schreibens vom . . .“

Keine Antwort!

„ W i r  beziehen uns a u f unsere beiden Schreiben 
vom . . . und  vom  . . ., a u f die w ir  le ider ohne Ih re  
A n tw o rt geblieben sind. W ir  verstehen I h r  Verhalten  
n ich t; w ir  s ind  n ich t gewohnt, m it H äusern Ih re r  A r t  
in  dieser Weise verkehren zu müssen! W ir  fo rdern Sie  
auf, uns den Betrag von 11M . . . . zuzüglich K M . . . .
fü r  Z insen  bis z u m .............zu r Verfügung zu stellen,
anderenfalls w ir  d ie Sache unserem Kechtsanwalt zu r 
weiteren E rled igung übergeben müßten.

W ir  hoffen n ich t, daß Sie es so weit kommen lassen 
werden und  sehen der E rled igung  entgegen.

Gewiß is t die Geschäftslage jetzt sehr schlecht; w ir  
s ind  Ih n e n  aber schon sehr weit entgegengekommen, 
indem  w ir  Ih n e n  e in  Z ie l von x  M onaten e in räum ten; 
das müssen S ie einsehen.

Hochachtungsvoll/ “

Die Firma hat darauf gezahlt und bezieht nach 
wie vor ihre Waren bei uns. . . .

In Heft 31 vom 1. Nov. 1930 habe ich gezeigt, wie 
man mit einer kleinen Firma milde verfahren soll, 
um zu seinem Gelde zu kommen. Das schließt aber 
nicht aus, daß man
auch mal mit einem Riesenhaus ganz energisch reden 
muß —  jetzt in den Tagen der großen Pleiten.

Kurt Herrmann.
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Beleg und B ilanz
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6 A B ilanz
Bauzinsen

Bauzinsen aktivieren?
U n t e r n e h m u n g e n  m i t  s t a r k e r  I n ­

v e s t i t i o n s t ä t i g k e i t  werden zum Ab­
schluß in Anbetracht der besonderen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten des abgelaufenen Geschäftsjahres 
m*t vermehrter Sorgfalt zu prüfen haben, 
inwieweit im Interesse des Betriebsergebnisses Auf­

wendungen für Neuanlagen unter Zins genommen 
werden können.
Diese sogenannten Bauzinsen sind dem wirtschaft­

lichen Zweck nach mit den durch § 2x5, 2 HGB. 
autorisierten verwandt; der juristischen Form nach 
besteht eine grundsätzliche Verschiedenheit, inso­
fern die Zinsen des § 215, 2 den Aktionären während 
des Aufbaues einer Unternehmung in bestimmter 

0 Höhe auf bestimmte Zeit durch den Gesellschafts­
vertrag ausbedungen werden, wodurch reine, auch 
im Konkursfall wirksame Gläubigerrechte ent­
stehen, die hier behandelten Bauzinsen jedoch 
einen internen Buchungsvorgang zur Erleichterung 
starker aus der Investitionstätigkeit herrührender 
Belastungen darstellen. Während die Bauzinsen des 
HGB. ausschließlich in Richtung auf die Aktionäre 
orientiert sind, kommt die interne Bauzinsen­
aktivierung nur indirekt den Aktionären zugute, 
primär wird den Bedürfnissen des Betriebes Rech­
nung getragen.

Während der Bauzeit entstehen zusätzliche Zins- 
aufwendungen,

durch welche die Gewinn- und Verlustrechnung 
nicht beeinträchtigt werden darf, insoweit die Neu­
anlagen noch nicht werbend tätig sind. Innerhalb 
der Unternehmung wird eine gedankliche Zwei­
teilung vorgenommen, indem der Betrieb den ge­
samten Kapitaldienst nach außen hin zu tragen hat, 
andererseits die Gruppe der noch unproduktiven 
Neuanlagen an den Betrieb ihren Anteil an diesen 
Aufwendungen zurückvergütet, mit der Begründung, 
daß flüssige, zinspflichtige Mittel ohne produktive 
Gegenleistung aufgezehrt werden. Die Neuanlagen 
sind im Rahmen der Unternehmung in der Rolle 
des internen Schuldners isoliert, bis sie durch M it­
arbeit ein nützliches Glied des Organismus ge­
worden sind.

Die bei Betrieben mit großem Investitionsbedarf 
(Schiffbau, elektrowirtschaftliche und sonstige Ver­
sorgungsbetriebe, Stauwerke) seit Jahrzehnten üb­
liche, aber auch für kleinere Unternehmen durchaus 

chbare Bauzinsenaktivierung findet eine nur 
schwache Stütze im geltenden Recht, wenn man 

®eSr‘ff des Herstellungspreises gemäß 
§ 261, 3 HGB. weit auslegt und ihm die Auf­
wendungen für den Zinsendienst einverleibt. Diese

u- a. im Kommentar von Litthauer-Mosse ver­
tretene Interpretation rechtfertigt sich durch die 
Überlegung, daß auch ein fremder Bauunternehmer, 
der zugleich die Baufinanzierung übernimmt, einen 
Zuschlag für seinen Zinsendienst in den festen Preis 
der Anlage einkalkuliert. Daß man einen solchen 
Preis, einschließlich der in ihm enthaltenen fremden 
Bauzinsen als Anlagewert einzusetzen berechtigt ist, 
steht außer Frage. Demgegenüber darf ein in eigener 
Regie bauender Betrieb nicht schlechter gestellt wer­
den ; man kann ihm also die Erleichterung, die eigenen 
Zinsaufwendungen zu aktivieren, nicht verweigern.
Die Aktienrechtform beabsichtigt, 
in den Bewertungsvorschriften einen —  allerdings 
ungenügenden —  Schritt weiterzugehen. Im  § 112 
des Entwurfes werden bei Berechnung der Her­
stellungskosten „angemessene Anteile an den Be­
triebs- und Verwaltungskosten“ für den Zeitraum 
der Herstellung zugelassen. Obgleich, am bisherigen 
Rechtszustand gemessen, ein Fortschritt offensicht­
lich ist, kann die vorgeschlagene Formulierung 
noch nicht genügen. Abgesehen davon, daß die 
Zinsen nicht besonders herausgehoben sind, ist eine 
A n g l e i c h u n g  d e r  R e c h t s n o r m  a n  
d i e  P r a x i s  u n d  a n  d i e  b e r e c h t i g t e n  
E r f o r d e r n i s s e  d e r  W i r t s c h a f t s ­
f ü h r u n g  keineswegs erfolgt.

Wie wird die interne Bauzinsen-Aktivierung in der
Praxis gehandhabt?
Welche Forderungen sind an sie vom Standpunkt 

einer ordentlichen Buchführung zu stellen?
Zweckmäßigerweise wird man die monatlich an­

fallenden Aufwendungen für noch nicht produktive 
Anlagen zum Medio zusammenfassen und bis zum 
Tage der Indienststellung, gegebenenfalls bis zum 
Jahresende eine staffelmäßige Zinsrechnung auf- 
machen. Ferner sind diejenigen Anlageteile, die im 
Vorjahr erstellt, aber nicht in Betrieb genommen 
wurden, so lange unter Zins zu nehmen, bis sie 
arbeiten. Die belasteten Beträge erscheinen als 
Zinseinnahmen; sie entlasten das Zinsenkonto der 
Gewinn- und Verlustrechnung und erhöhen die 
Anlagewerte. Da höhere Anlagewerte höhere Sum­
men für Abschreibungen bedingen, wird die Erfolgs­
rechnung nur für den Augenblick entlastet, auf die 
Dauer trägt sie trotzdem den Zinsaufwand für die 
Neuanlagen, nur daß die Tilgung nicht vor Ingang­
setzung zu beginnen braucht und auf die ganze Ab­
schreibungsperiode verteilt, der Zinsendienst der 
Neuanlagen also unter Schonung der Baujahre auf 
die Betriebsjahre abgewälzt wird.
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Von Vorteil ist, daß
alle Kapitalquellen, aus denen Neuinvestitionen ent­

stehen,
erfaßt werden können. Bei der entscheidenden 
Frage nach der Höhe des Zinsfußes, von dem die 
Zinsrechnung ausgeht, müssen diese Kapitalquellen 
offengelegt werden. Keineswegs darf die Höhe der 
Zinsen nach der „Zeitgemäßheit“ bemessen werden, 
wie dies Dr. Gillessen („Magazin der Wirtschaft“ , 
1930 Nr. 39 S. 1797, „Neuanlagen in den Jahres­
bilanzen“) vorschlägt. M a ß g e b e n d  m u ß  
i m m e r  d a s  S e l b s t k o s t e n m o m e n t  
b l e i b e n ,  wenn nicht unechte, rein fiktive Ge­
winne konstruiert und ausgeschüttet werden sollen. 
Ein ordentlicher Kaufmann wird nur diejenigen 
Aufwendungen abwälzen, die er selbst faktisch zu 
tragen hatte; er benutzt die Bauzinsenaktivierung 
n i c h t  al s z u s ä t z l i c h e  G e w i n n q u e l l e ,  
sondern zur Verhütung einer ungerechtfertigten und 
unerträglichen Schmälerung des Betriebsergeb­
nisses. Es ist daher sorgfältig zu prüfen, wie hoch 
sich die e f f e k t i v e n  Kosten der zum Bau 
bereitgestellten Kapitalien belaufen.

Jede Bauzinsenaktivierung ist
unzulässig, sobald mit unverzinslichem Geld gebaut 

wird.
Auch im Fall der Selbstfinanzierung durch Ver­
wendung der Erneuerungsrücklagen werden zusätz­
liche Kosten nicht verursacht. Um den Zinsa'nspruch 
dieser Kapitalien zu begründen, könnte man den 
entgangenen Gewinn einwenden: infolge ihrer In ­
vestierung können die Rücklagen nicht zinsbringend 
angelegt werden. Die Überzeugungskraft dieses 
Argumentes ist jedoch gering. Nur wenn die Er­
neuerungsrücklage auf Zins und Zinseszins gelegt 
ist —  bekanntlich eine selten angewandte und recht 
umstrittene Methode— , ist die Berechnung von Bau­
zinsen auf Objekte aus Rücklagemitteln zu rechtfer­
tigen ; dann sind auf der Ausgabenseite entsprechende 
Gegenposten zum Ausgleich der durch die A kti­
vierung zu schaffenden Zinseinnahmen vorhanden.

Nur tatsächliche Aufwendungen können Zinsen­
dienst beanspruchen. Aus welcher Kapitalquelle 
diese Aufwendungen erwachsen, ist unerheblich.
Wirtschaftliches Denken muß eine unterschiedliche Be­

handlung des Eigen- und Fremdkapitals ablehnen. 
Auch das zu Bauzwecken neu begebene Eigen­

kapital verursacht Kosten, insoweit auf dasselbe 
Dividende oder externe Bauzinsen (gemäß § 215, 2) 
ausgeschüttet werden. Nur wenn die Aktionäre 
keinerlei Genüsse aus dem Kapital beziehen, wäre 
eine Bauzinsenaktivierung unzulässig.

Gillessen (a. a. O. S. 1798) will dem Eigenkapital 
eine andere Behandlung als dem Fremdkapital zu­
muten ; eine Zinsrechnung auf eigene Mittel ver­
stoße auch nach dem Entwurf gegen das Gesetz, da 
nur die Aktivierung von Selbstkosten zulässig, die 
Dividende aber als Teil des Gewinnes anzusprechen
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sei. Vom Standpunkt des Betriebswirtschaftlers ist 
zur Widerlegung auf den recht fragwürdigen Cha­
rakter der Dividende zu verweisen; wird doch den 
Kapitalgebern etwas als angeblicher Gewinn be­
zahlt, „was eigentlich Zins ist“ ( Schmalenbach, 
„Dynamische Bilanz“ , S. 161), eine „Unebenheit“ , 
die man früher dadurch ausgeglichen hatte, daß man 
vorweg den Aktionären einen regelrechten Zins, 
den man ursprünglich auch s o und nicht Vor- 
Dividende nannte, zukommen ließ. Ein Zustand, 
unter dem ein mit Eigenkapital arbeitendes Unter­
nehmen schlechter gestellt werden soll, als der auf 
Fremdkapital angewiesene Betrieb, ist widersinnig. 
Begünstigt doch der Gesetzgeber schon mit § 215, 2 
das Unternehmerwagnis, indem er die Aktionäre 
entgegen den strikten Vorschriften des § 215, x in 
Baujahren nicht nur auf den Gewinnanspruch be­
schränkt, sondern sie unter allen Umständen ent­
schädigt wissen will. Falls nun externe Bauzinsen 
aus irgendwelchen Gründen, vielleicht denjenigen 
mangelnder Beweglichkeit, n i c h t  ausbedungen 
werden, die Aktionäre also auf den ihnen frei­
stehenden Schutz des § 215, 2, die festen Zinsen, 
verzichten, muß Ersatz geschaffen werden, falls sie 
nicht erheblich benachteiligt werden sollen.
Ersatz ist in der Aktivierung interner Bauzinsen zu 

finden.
Neue Investitionen erfordern neue Kapitalisationen ; 

ob diese in der Form der Eigenkapital-Erweiterung 
oder der Aufnahme von Leihkapital von statten 
gehen, ist unerheblich, da beide Vorgänge zusätz­
liche Aufwendungen verursachen, ohne daß zu­
nächst zusätzliche Einnahmen zu erzielen sind. In 
ausgesprochenen Bauperioden kann dieses Kosten­
moment von ausschlaggebender Bedeutung sein; 
erst wenn die Neuanlagen rentieren, sind die zu­
sätzlichen Aufwendungen, sei es der erweiterte 
Zinsendienst für Leihkapital, sei es die erhöhte 
Dividendenpflicht für Eigenkapital, aus dem Betrieb 
aufzubringen.
Zur Überbrückung der kritischen Bau- und Anlauf­

periode
dient die Aktivierung von Bauzinsen, für deren 
Ausmaß nur die Tatsache, ob und in welcher Höhe 
Kosten entstehen, entscheidend sein kann. Folge­
richtig fordert Dr. Adler (Berliner Börsen-Courier 
Nr. 176 vom 14. April 1930, „Bilanzierungs­
vorschriften“) vom Gesetzgeber ein Verbot der A k­
tivierung von Fremdkapitalzinsen, falls man nicht 
die Eigenkapitalzinsen gleichartig behandeln will.

U n t e r  W a h r u n g  u n s e r e s  i n  d e r  
P r a x i s  g e ü b t e n  u n d  e r p r o b t e n  
S t a n d p u n k t e s  muß die Forderung Gillessens, 
daß das Gesetz Rechtszustände, die neben den 
Rechtsnormen aus dringenden Bedürfnissen der 
Wirtschaft entstanden sind, in eindeutiger Weise 
sanktionieren solle, nachdrücklich unterstützt 
werden. Dr. R. P f e u f f e r .
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Das schwierige Kapitel: 
Bilanzänderung — Bilanzberichtigung

lhs tauchen im m er wieder neue Z w e ife l über diese in  B B  schon häufiger erörterten Fragen auf. Deshalb 

sei im  folgenden die Verwaltungsübung des Büch- und  Betriebsprüfungsdienstes m itgeteilt.

Bilanzänderung ist
der Ersatz eines zulässigen Bilanzansatzes durch 
einen anderen ebenfalls zulässigen.

Bilanzberichtigung ist
der Ersatz eines unzulässigen Bilanzansatzes durch 
einen zulässigen.

B i l a n z ä n d e r u n g  k ö n n e n  E i n z e l ­
k a u  f 1 e u t e, Offene Handelsgesellschaften, Kom­
manditgesellschaften —  also Einkommensteuer­
pflichtige —  jederzeit und formlos vornehmen. Des­
halb wird unterstellt, daß die eingereichte Steuer­
bilanz ihrer geänderten oder noch zu ändern­
den —  Handelsbilanz entspricht.

lautend führen wollen. Körperschaftsteuerpflichtige 
können dasselbe durch Versammlüngsbeschluß, sie 
müssen es nach Handelsrecht dann, wenn ihre 
Handelsbilanz so unrichtig ist, daß sie anfechtbar 
ist, also wenn —  wie es R FH . ausdrückt —  die 
Handelsbilanz phantastische Werte enthält, also so 
offenbar unrichtige Werte, daß es über die Un­
richtigkeit vernünftigerweise keinen Streit mehr 
geben kann; denn absolut richtige Werte gibt es 
überhaupt nicht, höchstens absolut unrichtige. Ob 
Körperschaftsteuerpflichtige nun ihre Handelsbilanz 
berichtigen, interessiert die Steuerbehörde nicht, sie 
hat ihre berichtigte Steuerbilanz.

B i l a n z ä n d e r u n g  k ö n n e n  A k t i e n ­
g e s e l l s c h a f t e n ,  Gesellschaften m. b. H- 

also Körperschaftsteuerpflichtige —  nach Fest­
setzung durch die General-, Gesellschafter- usw. 
Versammlung nur durch Beschluß einer neuen Ver­
sammlung vornehmen. Deshalb muß die Steuer­
behörde verlangen, daß die eingereichte Steuer­
bilanz keine Bilanzänderungen gegenüber der 
Handelsbilanz, wie sie von der Versammlung be­
schlossen ist, enthält.

B i l a n z b e r i c h t i g u n g  m ü s s e n  E i n ­
k o m m e n s t e u e r p f l i c h t i g e  u n d  K ö r p e r ­
s c h a f t s t e u e r p f l i c h t i g e  im Steuer- 
mteresse zu ihren Gunsten und zu ihren Ungunsten 
vornehmen. Auch die Steuerbehörde muß eine 
eingereichte Bilanz daraufhin prüfen, ob sie zu 
berichtigen ist, ebenfalls zugunsten und zuungunsten 
des Steuerpflichtigen, und zwar nach handelsrecht­
lichen Vorschriften —  weil diese nach § 13 EStG, 
auch steuerrechtlich gelten —  und nach steuerrecht­
lichen Vorschriften, soweit diese von jenen ab- 
weichen.

DlaS? ®fnchtlSung setzt nicht voraus, daß die I  
delsbilanz berichtigt wird;

es läuft also eine berichtigte Steuerbilanz neben 
""berichtigten Handelsbilanz her. Einkomn 
steuerpflichtige können natürlich auch ihre Hane 
bilanz berichtigen, wenn sie beide Bilanzen gle

Fällt nun eine andere Bemessung der 

Abnutzungsabsetzungen von Anlagewerten unter den
Begriff „Änderung“ oder „Berichtigung“ ?

Sie ist eine Berichtigung! Denn: § 261 Ziff, 3 HGB. 
(Aktienges.) und § 42 Ziff. 1 des Ges. betr. die G.m. 
b- H ., die nach Handelsgewohnheitsrecht auch auf 
Einzelkaufleute usw. (Einkommensteuerpflichtige) 
Anwendung finden können, schreiben vor, daß „An­
lagegegenstände ohne Rücksicht auf den geringeren 
Wert mit dem Anschaffungs- oder Herstellungs­
preise angesetzt werden dürfen, sofern ein der Ab­
nutzung gleichkommender Betrag in Abzug ge­
bracht wird“ . Ist nun ein der Abnutzung gleich­
kommender Betrag nicht in Abzug gebracht, also 
nichts oder zu wenig abgeschrieben, so ist die 
Handelsbilanz unrichtig und muß für Steuerzwecke 
berichtigt werden.

Bei dieser Berichtigung wird die Abnutzungs­
absetzung in Höhe des bisherigen Betrages an­
gesetzt oder bei Neuzugängen von Anlagewerten 
bemessen nach der voraussichtlichen wirtschaft­
lichen Nutzungsdauer des Gegenstandes, denn nach 
§ 16 (2) EStG, sollen die Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten auf diese Dauer verteilt werden, und 
zwar grundsätzlich gleichmäßig —  abgesehen von 
außergewöhnlicher Abnutzung in einem Steuer­
abschnitt (§ 16 Abs. 3 Satz 3 EStG.). Sollte ein 
Steuerpflichtiger die Unterlassung oder geringere
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Bemessung der Abnutzungsabsetzung damit be­
gründen, daß der so ausgewiesene W ert der gemeine 
W ert des Gegenstandes sei, so ist ihm entgegenzu­
halten, daß dieser W ert höher ist als der andere mit 
angemessenen Abnutzungsabsetzungen festgestellte 
Wert, und daß der niedrigere W ert anzusetzen ist 
( §20  Abs. i EStG.). Umgekehrt kann der Steuer­
pflichtige eine zu Steuerzwecken berichtigte Bilanz 
einreichen, in der er abweichend von seiner Handels­
bilanz höhere Abnutzungsabsetzungen macht mit 
der Begründung, daß seine Handelsbilanz minde­
stens steuerlich unrichtig sei, da er zu hohe Werte 
in ihr stehen habe, indem er entgegen § 16 (2) EStG, 
die Anschaffungsaufwendungen nicht gleichmäßig 
auf die Nutzungsdauer des Gegenstandes verteilt 
habe.

Nun bringe ich noch folgenden interessanten F a ll: 
Ein Unternehmen hat seine Maschinen am 1. 1. 25 
( Eröffnungsbilanz) m it RM. 800 000.—  eingesetzt 
und jährlich 10% abgeschrieben. Die Veranlagungen 
i9 2S— 1929 sind mit diesen Abschreibungen rechts­
kräftig geworden. Bei der Buch- und Betriebs­
prüfung 1930 ( I I .  Turnus, beginnend mit 1. 1. 27) 
wird festgestellt, daß die Maschinen gemäß § 108 (2) 
EStG, wegen ihres Vermögensteuerwertes 1925 am 
1.1.1925 mit nur RM. 400 000.—  einzusetzen waren. 
Eine Beibehaltung der bisher in den Bilanzen un­
richtig (Verstoß gegen § 108 (2) EStG.) geführten 
Werte ist unzulässig laut R FH . Ia 208/30 vom 
17. 6. 30 —  St. W . Nr. 1031/1930. Die Bilanzen 
müssen bis zur Fehlerquelle zurückberichtigt wer­
den. Also

anstatt
Handelsbilanzansatz:

jetzt Steuer­
bilanzansatz :

Maschinen: 1. 1. 25 800 000.— 400 000.—
A. f. A. 80 000.— 40 000.—

31. 12. 25 720 000.— 360 000.---
A. f. A. 80 000.— 40 000.—

31. 12. 26 640 000.— 320 000.—
A. f. A. 80 000.— 40 000.—

31. 12. 27 560 000.— 280 000.---
A. f. A. 80 000.— 40 000.—

31. 12. 28 480 000.— 240 000.—
A. f. A. 80 000.— 40 000.---

31. 12. 29 4 OO 000.--- 200 000.—

Da die fünf Veranlagungen rechtskräftig sind,
werden die Steuerfestsetzungen von diesen Bilanz­
berichtigungen nicht berührt; die Berichtigung wirkt 
nur auf die Zukunft, also von 1930 ab werden nur 
noch RM. 40 000.—  Abnutzungsabsetzung aner­
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kannt, denn eine neue Tatsache im Sinne von 
§ 212 AO. ist die anderweitige Bemessung der Ab­
nutzungsabsetzungen nicht. Nur wenn für die fünf 
Jahre oder einige von ihnen andere 
Tatsachen neu bekannt
werden, die eine höhere Veranlagung rechtfertigen, 
ist im Rahmen der dann berechtigten Neuveran­
lagung der betreffenden Jahre auch die niedrigere 
Abnutzungsabsetzung zu berücksichtigen. Eine an­
scheinend weit verbreitete Ansicht geht dahin, daß 
bei der Berichtigung die bisher bekannten Ab­
nutzungsabsetzungen (je 80000.—  RM.) von dem 
richtigen Anfangswert (RM . 400 000.— ) abgesetzt 
werden müßten. Eine einfache Überlegung beweist 
jedoch die Unhaltbarkeit dieser Auffassung, denn 
wenn sechs Jahre rechtskräftig wären, müßten nach 
dieser Ansicht von RM. 400 000.—  6 x  80 000.—  
r= 480 000.—  abgesetzt werden, so daß die Ma­
schinen am Anfang des siebenten Jahres mit einem 
Unterwert von RM. 80 000.—  bilanziert werden 
müßten, was einfach ungesetzlich ist.

Daß sich der Steuerpflichtige in den sechs Jahren 
steuerlich besser gestanden hat, als er es durfte, liegt 
in den Bestimmungen über die Rechtskraft, die sich 
für und gegen den Steuerpflichtigen sowohl als auch 
die Steuerbehörde auswirken.

Auch eine andere Ansicht, daß die Vermögen­
steuerveranlagung 1925 unter Einsetzung des Ma­
schinenwertes mit RM. 800 000.—  anstatt 400 000.—  
nach § 76 (1) No. 2 AO., also m it Zustimmung des 
Steuerpflichtigen, geändert werden könne, ver­
kennt, daß der Steuerpflichtige keine Veranlassung 
hat, noch eine Nachzahlung von Vermögensteuern 
für die Jahre von 1925 ab herbeizuführen, denn die 
Änderung der Vermögensteuerveranlagung 1925 hat 
auf die Steuereröffnungsbilanz 1925 keine Ein­
wirkung, da für diese die ursprünglich rechtskräftig 
gewordene Vermögensteuerveranlagung 1925 maß­
gebend bleibt.

Buch- und Betriebsprüfer Bernhard S a c h s e ,  
Steuerinspektor.

Eine unzulässige Bilanzänderung.
Eine Erwerbsgesellschaft ist nach handelsrecht­

lichen Grundsätzen zwar b e r e c h t i g t ,  aber nicht 
v e r p f l i c h t e t ,  eine Abschreibung von den Außen­
ständen für mögliche künftige Abstriche zu machen. 
Hat sie daher die Außenstände in ihrer Handels­
bilanz mit dem ungekürzten Betrage eingesetzt, so 
wäre die Vornahme einer Abschreibung hieran in 
der Steuerbilanz nicht eine zulässige Bilanzberich­
tigung, sondern eine unzulässige Bilanzänderung. 
(R F H . vom 3. Dezember 1929 —  I A a  671/29).
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10 B Umsatzsteuer
Zw ischenhandel
B uch fü h ru n g

Zeitgemäße Steuerarbeiten /  W as das Gesetz sagt

Das eingeschränkte Zwischenhandelsprivileg
A ls  w ir  in  H e ft 14/1930 S. 217/218 die erhöhte Um satz­

steuer (E inze lhandelsteuer) besprachen, begegnete uns 
erstm a lig  der neue B egriff „U m s a tz  im  E inze lhande l“ .

W ir  e rinne rn  uns, daß Um satz im  E inze lhandel i. Si.
§ 1 2  Abs. 2 UStG , vo rlieg t, „w e n n  das U nternehm en an 
einea A bnehm er lie fe rt, der die Gegenstände weder zu r 
gewerblichen W eite rve räußerung  —  sei es in  derselben 
Beschaffenheit, sei es nach vo rhe rige r B earbeitung oder 
V erarbe itung  —  noch zum  Verbrauche bei der gewerb­
lichen  H ers te llung  anderer Gegenstände oder zu r Be­
w irk u n g  gew erb licher oder be ru flich e r Le istungen er­
w irb t . “

Inzw ischen is t, w ie schon frü h e r m itg e te ilt, der § 7 
UStG ., der das besonders durch die R echtsprechung des 
R eichsfinanzhofs vom  w irtsch a ftlich e n  S tandpunkt aus 
sehr umfassend e rw eiterte  Z w ischenhande lspriv ileg  ent­
h ie lt, m it  e inem  Federstrich  u m  diese ganze w ir ts c h a ft­
liche  Denkweise gebracht worden.

D ie N o tve ro rdnung  vom  1. 12. 1930 ha t beka nn tlich  das
Zwischenhandelsprivileg ausschließlich auf den Groß­

handel beschränkt.
U nd je tz t, w o R F M . die D u rch füh rungsbes tim m ung  zu 
dieser Ä nderung  herausgibt, begegnet uns die U m kehrung  
des Begriffes „E in z e lh a n d e l“  m it  fas t denselben W orten , 
n u r sozusagen m it  pos itiven  Vorzeichen, als Begriffs­
bestim m ung fü r  den Großhandel. E in  neuer § 37a der 
D urchfüh rungsbestim m ungen  zum  Umsatzsteuergesetz 
bestim m t fo lgendes:

„U m s a tz  im  Großhandel im  Sinne des § 7 Abs. 2 des 
Gesetzes lie g t vo r, w enn ein U nte rnehm en an einen A b- 
" f ™ e r  lie fe rt, der die Gegenstände z u r gewerblichen 
W e ite rveräußerung —  sei es in  derselben Beschaffenheit, 
sei es nach vo rhe rige r B earbeitung oder V e ra rbe itung  —  
oder zu r gewerb lichen H ers te llung  anderer Gegenstände 
oder z u r B e w irku n g  gew erb licher oder b e ru flich e r Lei­
stungen e rw irb t.“

(A ls  U m satz im  Großhandel gelten stets die L ie fe -
i f al  .Rei c1?’ die Länder oder andere ö ffen tlich - rech tliche  Verbände.)

Der h ie r um schriebene B egriff Großhandel sp ie lt be­
k a n n tlic h  auch an e iner anderen Stelle des Um satzsteuer­
gesetzes eine weittragende Rolle . Denn eine der Voraus­
setzungen, u n te r denen

die verlängerte Einfuhr und der erste Umsatz nach 
der Einfuhr

um satzsteuerfre i sind, is t die, daß der U m satz „ i  m  G r o ß ­
h a n d e l  s t a t t f i n d e n "  m uß. Infolgedessen w ird  
die obige B egriffsbestim m ung je tz t auch an Stelle des 
§ 10 UStG . D B. gesetzt.

In den hier erwähnten drei Fällen ist bekanntlich die 
Umsatzsteuerfreiheit weiter
geknüpft an einen besonderen Nachweis in der Buch- 

iuhrung.
D urch  die Ä nderungen veran laß t, g ib t R F M . nunm ehr 
n=.^i,nKUeS. Schema eines Um satzsteuerbuches fü r  den

ö"«hL7Ä , ( i us‘G- ,s 37b ustG- “ ■>
h e riv e n egRSei  bemerkt> daß § 42 UStG . D B ., der die bis- 
Zw ischenha Si I? mUngen Ül)er die B uch fü h ru n g  beim
auß“  K r a f r t r i  t 6^ ^ 1' ’ T *  W ir k “ ng vom  *93* 
im  Großhandel ’■Und T° n h le r an fu r  dle B u ch fü h ru n g
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Gegenstand nach der handelsüb lichen Bezeichnung und 
nach der 

Menge (G ew icht, S tückzah l usw .),
Name (F irm a ) und W o h n o rt (S itz) des L ieferers und 

des Abnehm ers,
Tag des V e rkau fs  sowie der etwaigen Inbesitznahm e 

und Absendung des Gegenstandes an den Abnehm er, 
das E n tge lt,
den H inw e is  a u f die entsprechenden Belege und 
einen V e rm e rk  über die A b w ic k lu n g  der L ie fe rung  an 
den Abnehm er.
Im  e inzelnen Falle  e rk lä r t R F M . die F inanzäm ter fü r  

berechtig t, die besonderen w irtsch a ftlich e n  Verhältnisse 
durch  sinngemäße Ä nderung  der vorstehenden R ic h t­
lin ie n  bei zuverlässigen S teuerpflich tigen zu berück­
sichtigen.

Das M uste r des Um satzsteuerbuchs nach diesen R ic h t­
lin ie n  und  eine Zusam m enste llung  nach K a lende rv ie rte l­
ja h re n  sieht fo lgendermaßen aus (siehe M uster i ,  S. 106).

Wie werden die Muster nun praktisch angewandt ?
i .  R F M .  b e m e r k t  z u m  U m s a t z s t e u e r b u c h ,

daß es zu r Festste llung der En tge lte  d ient, fü r  die der 
G roßhändler S teuerfre ihe it nach § 7 Abs. 1, 2 UStG , 
beansprucht und die er daher vom  Gesamtumsatz, der 
sich aus seinen sonstigen A u fze ichnungen  e rg ib t, zu r 
E rm itt lu n g  des steuerp flich tigen  Umsatzes abzuziehen 
ha t. V on  der E in tra g u n g  solcher E inkaufsposten, fü r  
deren W e ite rv e rk a u f im  ganzen oder in  Teilposten 
S teuerfre ihe it nach § 7 Abs. 1, 2 UStG , n ic h t bean­
spruch t w ird , kann  daher abgesehen werden, w enn 
sonstige A u fze ichnungen zu r E rm itt lu n g  des Gesamt­
umsatzes vorhanden sind. W ird  e in  E inkau fsposten  
in  Teilposten w e ite r v e rka u ft, so sind die einzelnen 
V erkäu fe  geschlossen u n te r der lau fenden N um m er 
nachzuweisen, u n te r der der ganze E inkau fsposten  
eingetragen is t; fü r  die n ic h t nach § 7 Abs. 1, 2 UStG , 
steuerfre ien Teilposten genügt es jedoch, w enn die 
s teuerp flich tig  verbleibende Menge in  Spalte 4a sum ­
m arisch  angegeben w ird  (zu verg l. M uste re in tragung  
u n te r lfd . N r. 2). W egen des um gekehrten  Falles 
(Zusam m enste llung e iner Sam m ellie fe rung  aus m eh­
reren E inkaufsposten) zu vg l. M uste re in tragune  
M uste r 2 (S. 106). s 0/

2- 2  u r  Z u s a m m e n s t e l l u n g  d e r  s t e u e r ­
f r e i e n  E n  t  g e 11 e "

nach K a le n d e rv ie rte lja h re n  sind im  Fa lle  der Be­
steuerung nach der Is te innahm e die in  Spalte 6b e in ­
getragenen Beträge in  eine Zusam m enste llung  nach 
dem am  Schlüsse des Buches be find lichen  M uster zu 
übertragen ; maßgebend fü r  die Frage, w elchem  K a ­
le n d e rv ie rte lja h r die Beträge dabei zuzurechnen sind, 
is t der aus der Spalte 6a e rs ich tliche  Tag. Im  Falle 
der Besteuerung nach den bew irk te n  L ie fe rungen ohne 
R ücks ich t a u f die V ere innahm ung  bedarf es der Aus- 
fu llu n g  der Spalten 6a und  6b n ich t. In  diesem Falle  
smd l:"  dle Zusam m enste llung  die Beträge der Spalte 4c 
nac Maßgabe der aus den Spalten 5a und 5c e rs icht-

P k  ■UeferUngStage zu übertragen.
Es b le ib t noch zu bem erken, daß die Neuregelung seit

in- 1 1 W 3 I  g ilt-  M an m öchte  daran den W unsch  an ­
schließen, daß der R e ichsfinanzm in is te r m it  seinen R ic h t­
lin ie n  n ic h t erst 2 / 2 M onate, nachdem  ein neues Gesetz 
da ist, herauskom m t. Insbesondere bei der N o tverordnung 
des Reichspräsidenten vom  1. 12. 1930, die vom  Reichs­
tag unabhäng ig  w a r, m ußte m an vo rh e r wissen, was m an 
bestim m te. Es gab also ke inen  H inderungsgrund , w en ig ­
stens e inm al auch die w ir tsch a ftlich e n  Belange e iner der-
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M uster i

E inkau f V erkauf A bw ick lung des Verkaufs
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Der Steuerpflichtige versteuert nach der Is te innahm e:

K a r- IO C R. Herzog, IOC Sanatorium 400.- 30.10. 31 Prüfung u. Z. am D uplika t 16. 11. 400.- IV I

toffeln dz R itte rgut — dz. Professor (Korresp. — am 3- i i -  3 i des 3 i 3 i
Wolfshagen Schmidt, Beleg 36) Bahnhof Fracht-

Freien- W olfs- briefes,
Rechng.walde hagen

des
Lieferers
Sp. 3b

6oc M ühlen- 10 320.- IO .  12. 31 l6 . 12. 31I | 21. 12. 5320.- IV 2
dz A .-G ., (Korresp 31 31

B e rlin Beleg 40) P rüfung u. 1 Tag Lager-{ 2 0 .  I . 5000.- I 3
Teilung im Lagerung konto | 32 32

«!. 3 Geschäfts- zwecks Folio 5 1
D 'T ' 
W J io 0 '

t-J o ^
lager W eiter­

sendung

A ltm ärk . tooc derselbe
M

Großhändl. 5160.- 4-12.31 l6 . 12. 31 4. I . 5160.- I 1

Roggen dz A . M üller (Korresp. 32 32
"  c £
S ä

i. S tettin Beleg 38)

30c Rest eingelagert und 28. 12. 31 Prüfung u. 7 Tage bzw. Lager- 5- 1 5820.- I 2
dz daher steuerpflichtig ( Versand Trocknung 4 Tage konto 32 32
IOC anzeige zur Lagerung Folio  6
dz Kopie) Erhaltung wegen

Zu-
Weiß- IO C Landw irt sammen-
hafer, dz Meyer, ä «  ü Stellung
alter Mühlen- der Sam-
pomm.- bruch melsendung
scher (Pom m.) und wegen

N o "5 der W eih-
M ** rt nachts-
M o I I , 30c Großhändl. 5820.- 19.12. 31 feiertage

dz A . M üller (Korresp.
desgl. 20C Landw irt Jrt — i. Stettin Beleg 47)

dz Schulze,
Stolzenberg

§> « !?
3  o H

(Pomm.)
fO tH  -M

- 2 «

Z u s a m m e n s t e l l u n g  n a c h  K a l e n d e r v i e r t e l j a h r e n .  M uster 2

IV . Kalender vierte lja n r  1931

Lfd. Nr. 
des Kalender­

vie rte l­
jahres

Übertrag

von lfd . Nr. des Buches

Betrag
(aus Sp. 4c bzw. 
6b des Buches) 

RM.

1 1 400.—

2 2 5320.—

3 usw.

Summe

a rtigen  Verw altungsache fü r  die K a u fm an n sch a ft so 
rech tze itig  zu berücksich tigen , daß m it  dem In k ra fttre te n  
der neuen Bestim m ungen auch so fo rt p rak tisch  danach 
gehandelt werden konn te . D ie Verzögerungen machen

I. Kalendervierte ljanr 1932

Lfd. Nr. 
des Kalender­

v ie rte l­
jahres

Übertrag

von lfd . Nr. des Buches

Betrag
(aus Sp. 4c bzw . 

6b des Buches) 
RM.

1 2 5160.—

2 3 /4 5820.—

3 2 5000.—
U 3 W .

Summe

jew e ils  unhe im liche  M ehra rbe it und fü h re n  zu ganz über­
flüssiger V e rw irru n g  und Zw eife ls fragen. M an w o llte  
doch angeblich  w ir tsch a ftlich e  Notstände beheben. So 
tu t  m an das n ich t. Carl F 1 u h m  e.
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Beleg und Bilanz
4- Jahrgang, Heft 7
1. März 1931

S teuerstre itfä lle  : 
Rundschau (5) 
ES tG ., KS tG .

Leitsätze für Steuerstreitfälle

Rund um die neuesten Entscheidungen für den Praktiker (5)
Werbungskosten oder nicht P . . . . . .
i .  A u f w e n d u n g e n  u n b e s t i m m t e r  A l t  f ü r

K r a f t w a g e n .
A u fw endungen fü r  einen K ra ftw agen , die im  H in b lic k  

a u f unsichere kü n ftig e  E in kü n fte  unbestim m ter A r t  ge­
m ach t werden, können  n ic h t abgezogen werden.

U. v. 5. A ugus t 1930 V I  A  998/30 EStG. § 16.
2 . A u s b i l d u n g .

Es is t n ic h t zu beanstanden, w enn das F inanzgerich t 
d ie Behandlung der Ausb ildungskosten eines Sohnes eines 
Gesellschafters e iner Offenen Handelsgesellschaft fü r  
Zw ecke der G esellschaft als Betriebsausgaben n ic h t zu­
gelassen hat, w e il überw iegend persönliche Interessen 
des Gesellschafters maßgebend gewesen wären.

U. v. 17. J u li  1930 V I A  1138/30 EStG. § 18.
3. A u s s t e u e r .

E n tnahm en  von  M öbeln aus dem Betriebsverm ögen zu r 
Aussteuer einer T och te r sind dem G ew inn w ieder h in zu ­
zurechnen.

U . v. 10. Sept. 1930 V I  A  153/3° EStG. § io .
4. G e l d s t r a f e n .

Geldstrafen können grundsä tz lich  n ic h t als W erbungs­
kosten zugelassen werden. Ausnahm en können aber auf

dem Gebiet der F o rm a l- und Po lize ide lik te  gerech tfe rtig t 
sein (vg l. U rte il v. 31. O kt. 1928 V I  A  1147/28, RStB l.1929
5. 83 — Steuer und W ir ts c h a ft 1929 N r. 163a). Das g ilt  
besonders bei S tra fta ten  gegenüber besonderen Betriebs­
vo rsch riften , die nach der Verkehrsauffassung m ehr oder 
m inde r den typ ischen Betriebsgefahren zuzurechnen sind, 
z. B. bei der V e ru rte ilu n g  eines Apothekers wegen fa h r­
lässigen Vergehens gegen das Opiumgesetz.

U. v. 20. A ugus t 1930 V I  A  1386/30 EStG. § 16.

5- H ö r a p p a r a t  u n d  B a t t e r i e n .
Is t e in  P riva tbeam te r wegen eines Gehörleidens zu r 

T ragung eines Hörapparats genötig t, so s ind die Kosten 
der A nschaffung  n ic h t abziehbar, w e il sie n ic h t aus­
sch ließ lich  durch  die Berufsausübung erwachsen. Dagegen 
sind die Kosten fü r  die bei der Berufsausübung verbrauch­
ten B a tte rien  in  dem zu schätzenden U m fange als 
W erbungskosten zugelassen.

U. v. 17. J u li  1930 V I A  1134/30 EStG. § 16.

6. K l e i d u n g  f ü r  B e r u f .
Ob M ehraufw endungen fü r  K le idung  in fo lge  e iner 

Berufsausübung als W erbungskosten abzusetzen sind, is t 
T atfrage  und vom  R eichsfinanzhof n u r nachzuprü fen, 
wenn die Grenzen b illig e n  Ermessens n ic h t e ingehalten

Beleg und B ilanz  
4 - Jahrgang, H e ft 7
1. M ärz 1931 ft

Steueraufgabe: Lösung zu N r. 1
S teuerb ilanz
D elcrederekonto

Praktische Steuerschule / L ö s u n g  d e r  S t e u e r a u f g a b e  
( S teuerb ilanz-Kursus)

N r. I

6 beste Lösungen, eingesandt von W illy  Volkhardt, F . ;  E r ic h  Gerth, W I I .  Langhäuser, L . ;  E rn s t 
Böhmer, K . ;  H ans Vockerodl, N . ;  E r ic h  Thanheiser, N ., wurden m it e iner Buchpräm ie  ausgezeichnet.

4 richtige Lösungen wurden eingesandt von R ichard  T rüber, G .; Joseph Gunkel, M . ;  A r th u r  Schlegel, 
C h.; W alter Leudolph, E .

16 Lösungen haben ir r tü m lic h  in  N r .  4 der Aufgabe die neue Z u füh rung  an die R ückste llung als steuer­
fre ie Rückstellung angesehen, waren aber sonst r ich tig . Es waren die Lösungen von Leo Schömvetter 
B  ■ Peter Dinges, F . ;  R udo lf Förster, Ch.; I I .  Laß , I I . ;  Robert E ndtner, W .; A r th u r  Geschke L  ’ 
F ried rich  Buh le r, F . ;  0 . B auß , H .;  C urt Le in , S .; K u r l  F rie d rich , C h .; E m il B au , K . ;  H erm ann  
W allw itz, Ch.; Herbert B lüm e l, B .;  A r th u r  M ä rke r, S .; H ans Ferger, W .; H ans Bartsch, W.

14 Lösungen waren unrich tig .
Die Steuerliche Behandlung eines Delcredere-Kontos. als s teuerp flich tige r G ew inn a u f dem D elcredere-K onto  

1. D ie D e lcredere-R ückste llung  fü r  den 31. 12. 1926 anzusehen, 
so ll auch steuerlich  zugelassen worden sein. In  dieser Es e rg ib t sich das fo lgende steuerlich  b e rich tig te  Del- 
Höhe w urde die R ückste llung  som it als unve rs teue rt in  c rede re -K onto :
das nächste J a h r h inübergenom m en.

Im  Jahre 1927 sind  von  dieser unve rs teue rt gebliebenen 
R ücks te llung  RM . 12900 .—  fü r  ta tsäch liche  Verluste 
ve rb rauch t w orden. Ferner w ird  eine neue R ückste llung  
von  RM . 22 250.—  als s teuerfre i zugelassen. Insgesam t
bleiben also R M . (1 2 9 0 0 .------ \- 22 250.—  - )  35 * 5° -—
steuerfre i.

Dagegen setzen sich die unve rs teue rt a u f dem Delcre­
dere-K onto  stehenden Beträge fo lgenderm aßen zusam m en:
V o rtra g  aus 1926 ................................... .. ■ • HM . 14 500.
Z u fü h ru n g  wegen K o n ku rs  S chw arze r. . ,, 3 97°-
Z u fü h ru n g  wegen Verg le ich  W eber . . . .  ,, 830.
Neue Z u fü h ru n g  zu r R ückste llung  . . . ,, 19 320-~~

insgesam t som it RM . 38 620.—
Da aber s teuerfre i n u r sind ................... .. >, 35 * 150-'
is t die D iffe renz von  ...................................  RM . 3 47°-

Soll.

RM.
A n  Konto  Dubio ( ta t­

sächliche V e rlus te ). . 12 900.__
31. 12. A n Gewinn- und

Verlust-Konto  . . 1 600.—
(gegen die A n ­
nahme des V o r­
jahres weniger)

31 .1 2 . A n  G ewinn- und
Verlust-Konto  . . .  1 870.—
(zu viel vorgenom- 
mene Z u führung  
an die Rückstell.)

31. 12. A n B ilanz-K onto  22 250.—  
(steuerlich zuge­
lassene E ndrück­
stellung)

30620.—

Haben.

RM.
i-  1. Per B ilanzkonto . 14 500>—

3 1- 12. „  Gewinn- und
Verlust-K to . . 3 97°-—

31. 12. „  ,, 830.—
31. 12. „  M 19320.—
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w urden. Bei einem J u s tit ia r  w ird  m an  einen jä h rlic h e n  
M ehrau fw and fü r  K le id u n g  von  RM . 400.—  n ic h t aner­
kennen können.

U. v. 18. J u n i 1930 V I  A  529 /39  EStG. § 16.

7. K r a n k h e i t s k o s t e n .
Entschädigungen, die e in  A rbe itnehm er vom  A rb e it­

geber zu r W iederherste llung  der Gesundheit e rhä lt, sind 
als Lohne inkom m en steuerp flich tig .

K rankhe itskos ten  können n u r bei typ ischen Berufs­
k ran kh e ite n  als W erbungskosten angesehen werden.

U. v. 27. A ugus t 1930 V I  A  1407/30 EStG. § 16.
N u r A u fw endungen zu r B ese itigung von  Folgen ty p i­

scher B e ru fsk rankhe iten  sind als W erbungskosten abzieh­
bar, dagegen z. B. n ic h t die Ausgaben fü r  einen Be­
s trah lungsapparat, den e in  Schreinerm eister zu r Beseiti­
gung der Folgen eines B etriebsun fa lls  angeschafft hat. 

U . v. 10. Sept. 1930 V I  A  153/30.

8. P o l i t i s c h e  B e i t r ä g e  b e i  O. H.
Beiträge einer Offenen Handelsgesellschaft an politische

Parte ien sind w ie solche von E inze lkau fleu ten  (vg l. R F H . 
Bd. 27 S. 82) regelm äßig n ic h t abzugsfähig.

U. v. 27. A ugus t 1930 V I  A  1216/30 EStG . § 16.
9. P r o z e ß .

W iederkehrende Bezüge und Prozeßzinsen können bei 
verzögerter A uszah lung  durch  den ve ru rte ilte n  Schuldner 
ohne Z u s tim m un g  des S teuergläubigers als E inkom m en 
des U rte ils jah res  in  der Regel n ic h t angesehen werden, 
sondern erst als E inkom m en  desjenigen Jahres, in  dem 
sie ta tsäch lich  eingehen.

U. v. 15. M ai 1930 V I  A  981/29 EStG . § 16.

10. R e i s e k o s t e n  f ü r  A n g e s t e l l t e .
G ewährte Reisekosten (u. a. eines Reisekreditbriefes)

fü r  A ngeste llte  können, auch w enn die Kosten erst im

nächsten W irts c h a fts ja h r ve rb rauch t werden, im  Jahre 
der G ew ährung abgebucht werden.

U. v. 25. J u n i 1930 V I  A  1666/29 EStG. § 19.

1Jt- » T y p i s c h e  B e r u f s g e f a h r “ ,
A u fw endungen zu r U nschäd lichm achung typ ischer Be­

rufsgefahren sind abzugsfähig, jedoch is t der B egriff 
typ ische r B erufsgefahr eng zu um grenzen.

U. v. 10. J u li  1930 V I  A  827/30 EStG . § 16.

12. U n t e r s c h l a g u n g  u n d  E r s a t z l e i s t u n g .  
U ntersch lagungen im  Betrieb  und E rsatzle istungen fü r

sie sind, w enn der Z e itp u n k t der U nte rsch lagung n ic h t 
genau festgeste llt werden kann , fü r  das Ja h r der E n t­
deckung der S tra fta t und Ersatzes als V e rlus t (W erbungs­
kosten) abzuschreiben und als E innahm e zu buchen, so 
daß sich eine V erm inderung  des Verlustes oder Gewinnes 
dadurch n ic h t erg ibt.

U. v. 3. Sept. 1930 V I  A  1473/30 EStG. § 16.

13. V e r t r a g s t r a f e .
Die Z a h lu n g  e iner V ertragstra fe  seitens eines k a u f­

m ännischen Angeste llten , der e in  W ettbew erbsverbo t ver­
le tz t hatte, kann  als W erbungskosten in  dem Jahre der 
Z ah lu n g  behandelt werden, w enn die Z ah lu n g  e rfo lg t is t, 
um  sich eine neue A ns te llu n g  n ic h t entgehen zu lassen! 
W ird  die Strafe später e rs ta tte t, so hande lt es sich um  eine 
E innahm e des Jahres der E rs ta ttung , und  es kan n  n ic h t 
etwa eine B e rich tigung  der frühe ren  Steuerschuld durch 
Absetzen der W erbungskosten erfo lgen.

U. v. 27. A ugust 1930 V I  A  1354/30 EStG . § 36.
14. Z u b u ß e n .

Zubußen, die an Berggew erkschaften geleistet w urden, 
m ögen sie fre iw ill ig  oder a u f G rund eines Zwanges er! 
fo lgen, sind als K ap ita le in lagen  aufzufassen, g le ich g ü ltig  
welchen Zw ecken sie dienen.

U. v. 8. A ugus t 1930 V I  A  639/29 EStG. § 16 Abs. 1.

Dem G ew inn sind demnach in fo lge  der Abw eichungen 
vom  hande lsrech tlichen  D elcredere-K onto  zuzu füh ren  
RM . (1 600.------ |- 1 870.—  = )  3 470.— .

2. A us dem Jahre 1927 geh t au f 1928 eine n ic h t ver­
steuerte R ücks te llung  über von  ............  RM . 22 250.__
außerdem sind fo lgende Beträge a u f dem 
K on to  unve rs te u e rt:
Z u fü h ru n g  fü r  K o n ku rs  Schröder .........  R M . 9 530.__
A bsch luß rücks te llung  ............................................ x8 360.__

insgesam t som it RM . 50 140.—  
Steuerfre i s ind fo lgende Beträge :
Tatsäch l. Verluste  1928 RM . 29 630.- 
zugelassene steuerfre ie

E n d rü c k s te llu n g .......... „  19 320.- „  48 950.—
so daß die D iffe renz v o n .......................... .. RM . 1 190.__

als s teue rp flich tige r G ew inn a u f dem D elcredere-K onto  
1928 anzusehen ist.

Es e rg ib t s ich  folgendes steuerlich  berich tig tes Del­
credere-K onto  :

RM.
A n  Konto  D u b io ...........  29 630 —

(tatsächl. Verlust)
31. 12. A n  Gewinn- und

V erlust-Konto . .  8 570.—  
(zuv ie l zuruckge­
ste llt)

31 .12. A n  B ilanz-K onto  19320.-— 
(steuerfrei zuläs­
sige Endrückstel­
lung)

RM.
1. 1. Per B ilanzkon to  . 22 250.— 

3 1 .1 2 . ,, Gewinn- und
V erlus t-K on t. 9 530.—  

3 X .I2 . „  „  18360.—
3 1 -X2. „  ,, 7 3 8 0 .---

(M ehrverbrauch gegen­
über der steuerfrei ge­
lassenen R ückste llung)

57 520.— .. 57 520.—

Dem  G ew inn sind demnach zuzusetzen RM . (8 0 0 .  
: / :  7 380.—  = )  1 190.— .

3. A u f dem D e lcredere-K onto  e rsche in t 1929:
D ie unversteuerte  R ücks te llu n g  aus 1928 

m i t ....................................................................  RM . 19320.-

außerdem is t unve rs teue rt die neue Z u ­
fü h ru n g  m i t ....................................................

insgesam t unve rs teue rt RM. 
S teuerfre i s ind folgende Beträge:
Tatsäch liche  Verluste im

Jahre 1 9 2 9 ................... RM . 22230 .-
die als s teuerfre i zugelas­

sene E n d rü cks te llun g . ,, 17 110.- ,,
so daß die D iffe renz v o n . ...........................' R m 7

15 360.—  
34 680.—

39 34° -—  
4 660.—

vom  G ew inn aus 1929 als s teuerliche r V e rlus t a u f D e l­
credere-K onto  abzusetzen ist.
In  Ü be re ins tim m ung  h ie rm it e rg ib t sich folgendes 

steuerlich  berich tig tes D e lcredere -K onto :

RM.
A n  Konto D u b io ...........  22 230.—

(tatsächl. Verl.)
31. 12. A n B ilanz-K onto  17 110.—  

(steuerfrei zulässige 
Endrückstellung)

RM.
1. 1. Per B ilanzkonto  , 19 320.—  

31. 12. „  Gewinn- und
Verlustkonto 15360.—  

31- 12. n  M 2910.—  
(M ehrverbrauch gegen­
über der steuerfrei ge­
bliebenen Rückstellg.)

31. 12. Per Gewinn- und
Verlustkonto 1 750.—  

(zu wenig zurückgest.)

______  39 340.— 39 340.—

Vom  G ew inn sind abzusetzen RM . (2 910.------ f- 1 750.__
= )  4 660.— .

4. Da steuerlich  zulässige R ücks te llung  Ende 1926 
und  Ende 1929 m it der hande lsrech tlich  vorgenommenen. 
Bemessung der R ücks te llung  übere instim m en, m uß sich 
bei e iner Zusam m enste llung  ergeben, daß sich die steuer­
lichen  Zurechnungen bezw. Absetzungen vom  handels­
rech tlichen  G ew inn w ieder ausgleichen. Das s tim m t h ie r:
Z usa tzgew inn  R M . (3 470.------ j - '1 190.—  = )  4 660.— , die
im  Jahre 1929 abgesetzt werden konn ten .
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Handelsrecht 
E in tragungen  
Kosten (2)

Was kosten handelsgerichtliche Eintragungen? (2)
Das in  H e ft 36/ 1930, S. 573/571 begonnene zeitgemäße Thema w ird  h ie r fortgesetzt. Dem ­

nächst erscheint noch eine Ergänzung über die Beurkundungsgebühren und  die E intragungsgebühren  
bei Genossenschaften und  Vereinen.

U m  einen Ü be rb lick  über die in  H e ft 36/1930 und h ie r 
wiedergegebenen Gebührenmaßstäbe zu verschaffen, w ird  
nachstehend e in  Schema wiedergegeben, welches einem 
M e rk b la tt der In d us tr ie - und H andelskam m er zu B e rlin  
en tnom m en ist.

Die Tabelle enthält die Gebühren für Eintragungen

e iner E inze lfirm a , e iner Offenen Handelsgesellschaft und 
Kom m and itgese llscha ft, fü r  die E in tra g u n g  von Verände­
rungen und Löschungen bei Aktiengese llscha ften , K om - 
m and itaktiengese llscha ften  und G. m . b. H . (w ährend fü r  
die E in tra g un g  bei diesen G esellschaftsform en die in  
H e ft 36/1930 zu c i w iedergegebenen Sätze ge lten), fü r  
die E in tra g un g  und Löschung e iner P roku ra , sowie fü r  
den Auszug aus dem Handelsregister (§ 72 P rG K G .), auf 
w elchen im  üb rigen  h ie r n ic h t eingegangen w ird .

I .  Was kostet die Eintragung einer Prokura?
Nach § 69 Z iffe r  4 P rG K G . werden e rho b e n :

1. fü r  die E in tra g un g  e iner P ro ku ra  die fü r  spätere 
E in tragungen  bei E inze lkau fleu ten  maßgebenden Ge­
bühren  (vg l. a2, H e ft 36 /1930 ); diese G ebühren sind fü r  jede 
E in tra g un g  e iner P ro ku ra  zu erheben, e inerle i, ob dieselbe 
von  e inem  E inze lkau fm ann , e iner Offenen Handelsgesell­
scha ft oder sonst e iner Handelsgesellschaft irgendeiner A r t  
e rte ilt  w ird . D ie Höhe der G ebühr r ic h te t s ich stets nach 
dem jä h rlic h e n  G ewerbeertrag oder dem G ewerbekapita l des 
Unternehm ens. D ie G ebühr fü r  die E in tra g un g  der P ro ­
k u ra  w ird  stets neben der G ebühr fü r  die E in tra g un g  der 
F irm a  usw. erhoben (§ 71, H a lbsatz 2 P rG K G .). F ü r die 
E in tra g un g  e iner G esam tprokura w ird  n u r eine Gebühr 
erhoben, aber auch dann, w enn eine E inze lp ro ku ra  in  
eine G esam tprokura und um gekehrt um gew andelt w ird ;

2 - fü r  die E in tra g u n g  des Erlöschens e iner P ro ku ra  
die fü r  die Löschung der F irm a  eines E inze lkau fm annes 
maßgebenden Gebühren (vg l. a3, H e ft 36 /1930). Diese Ge­
b üh r e n tfä llt,  w enn g le ichze itig  auch die Löschung der 
F irm a  e ingetragen w ird .

A B C D E F

Offene Handelsge­
sellschaft, K om ­

m anditgesellschaft

Vorhandenes

Gewerbekapital

Vorhandener

Gewerbeertrag E inzelfirm a

und Ge­
sellschaft 
m. b. H ., 
A k tie n ­
gesell­
schaft, 

Kom m .- 
gesell- 
schaft 

auf
A k tie n

Prokura

Auszug aus dem 

Handelsregister

a b C a b a b a b c d

E in ­

tragung

Ver­

änderung

Lö­

schung

E in ­

tragung

Veränd. 

u. Lösch.

E in ­

tragung

Lö­

schung
Erster Auszug

W enn bereits Aus­

zug e rte ilt w ord.ist

1 M illio n  RM. 
und mehr

10/10 6/10 3/JO 20/10 6/10 6/10 3/10
ohne

Prokura
m it

P rokura
ohne

Prokura
m it

Prokura

I . RM . 50000.—  
und m ehr 160.— 96.— 4 8 . - 320.— 96.— 96.— 4 8 . - 16.— 32.— 2.— 4 —

2. RM. 150000.—  
bis 1 M illio n  RM

RM. 20 000.—  
bis

RM. 50 000.—
80.— 48.— 24 — 160.— 4 8 . - 48.— 24.— 8.— 16.— 2.— 4 —

3-
RM. 30 000.—  

bis
RM. 150 000.—

RM. 4 000.- — 
bis

RM. 20000.—
40.— 24 — 12.— 80.— 24.— 24 — 12.— 4-— 8.— 2.— 4 —

4-
RM. 3000.—  

bis
RM. 30 000.—

RM. 1 500.—  
bis

RM. 4 000.—
20.— 12.— 6.— 4°-— 12.— 12.— 6.— 2.— 4 — 2.— 4 —

s-

i \  x

Gewerbes
geringes
Kapita l

teuerfrei
geringer
E rtrag 4 — 2.40 2 .-> ) — — — - 2.— — 2.— —

<D Preußischen Gerichtskostengesetzes RM . 2.__
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I I .  Auch bei Gebühren Teilzahlung und Rechtsmittel.

A n  besonderen V o rsch rifte n  sind die fo lgenden zu be­
achten :

a) T e i l z a h l u n g e n .

Nach § 69 Z iffe r  3a P rG K G . brauchen die G ebühren 
n ic h t so fo rt gezahlt werden. „ I s t  das G esellschafts­
ka p ita l n ic h t v o ll e ingezahlt, so is t der Gesellschaft auf 
Verlangen zu gestatten, zunächst n u r den jenigen Ge­
bührenbetrag zu zahlen, w e lcher dem e ingezahlten K a p ita l 
en tsprich t, und den Rest nach Maßgabe der erfo lgenden 
E inzah lungen  nach trä g lich  zu e n trich te n .“  In  jedem  
Falle  is t jedoch m indestens das Zw eifache  der fü r  die 
E in tra g un g  von E inze lkau fleu ten  maßgebenden Ge­
bühren so fo rt zu en trich ten .

b) R e c h t s b e h e l f e .

I .  E r i n n e r u n g .  Gegen die Festsetzung einer 
G ebühr ka n n  E rin n e ru n g  bei dem R eg iste rgerich t eingelegt 
werden. Ü ber E rinne rungen  des Z ah lungsp flich tigen  gegen 
den A nsatz von  G ebühren und Auslagen entscheidet nach 
§ 24 P rG K G . das G erich t, bei welchem  der A nsa tz  e rfo lg t 
is t, gebühren fre i. Der A nsa tz  der Gebühren ka n n  im  
Verw altungsw ege b e rich tig t werden, solange n ic h t über 
die E rin n e ru n g  des Z ah lungsp flich tigen  eine E ntsche i­
dung des G erichts getro ffen ist. D ie E in legung  der E r­
in n e ru n g  kan n  in  jedem  Falle  durch  E rk lä ru n g  zum  P ro­
toko lle  des G erichtschre ibers oder s c h rift lic h  erfo lgen. 
E ine r M itw irk u n g  eines A nw a ltes  bedarf es n ic h t (§ 26 
Abs. 2 P rG K G .).

2. B e s c h w e r d e .  Gegen eine E rinne rungsve r­
fügung  des G erichts ka n n  der Betroffene Beschwerde nach 
Maßgabe der §§ 568 Abs. 1, 2 und 569— 575 ZP O . ein- 
legen. Daraus is t besonders zu beachten:

aa) Über die Beschwerde entscheidet das im  Ins tanzen­
zuge zunächst höhere G erich t (§ 568 Abs. 1 Z P O .) ;

bb) gegen die Entsche idung des Beschwerdegerichts 
is t, sow eit n ic h t in  derselben ein neuer Beschwerdegrund 
en tha lten  is t, eine w eitere  Beschwerde n ic h t zulässig 
(§ 568 Abs. 2 Z P O .). Gegen die En tsche idung der Land­
gerichte als Beschwerdeinstanz finde t jedoch auch dann, 
w enn e in  neuer selbständiger Beschwerdegrund n ic h t vo r­
lie g t, die w eitere  Beschwerde s ta tt, fa lls  die E n tsche i­
dung a u f e iner V e rle tzung  des Gesetzes b e ruh t (§ 26 
Abs. 1, Satz 2 P rG K G .).

cc) A u ch  Beschwerden können in  a llen  Fä llen  zum  
P ro to ko ll des G erichtschre ibers oder s c h rift lic h  (bei 
dem G erich t, von  welchem  die angefochtene E ntsche i­
dung erlassen is t) e ingelegt werden, ohne daß die Z u ­
ziehung eines R echtsanw alts e rfo rd e rlich  wäre.

I I I .  Wie hoch sind die Gebühren der Eintragung von 
Zweigniederlassungen (§ 70 P rG K G .).

1. F ü r die E in tragungen  in  das Handelsreg ister e iner 
Zw eign iederlassung sind die im  § 69 P rG K G . (s. vo r­
stehend) bestim m ten  Sätze m it  der Maßgabe zu erheben, 
daß, sofern die Zw eign iederlassung zu r Gewerbesteuer 
besonders ve ran lag t ist, diese V eran lagung fü r  die W e rt­
berechnung maßgebend is t. Im  üb rigen  geschieht die 
E in re ih u n g  in  die besonderen Steuerklassen u n te r B e rück­
s ich tig u n g  des A n lage - und  B etriebskap ita ls  der Z w e ig ­
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niederlassung nach dem Ermessen der den W e rt fest­
setzenden D ienststelle.

2. F ü r die E in tra g un g  der Zw eigniederlassung einer 
A ktiengese llscha ft, K om m and itak tiengese llscha ft a. A . is t 
n u r das Zw eifache  der fü r  die E in tra g un g  von E in ze lka u f­
leuten geltenden Sätze zu erheben, wenn es sich um  eine 
Gesellschaft handelt, die in  Deutschland (w enn auch 
außerhalb Preußens) ih re n  Sitz hat.

3. Der im  Falle  der E in tra g un g  oder A u fhebung  einer 
Zw eign iederlassung in  das R egister der H auptn ieder­
lassung e inzutragende V e rm erk  is t  gebührenfre i. A us 
diesem G runde w ird  auch keine G ebühr fü r  die E in ­
trag u n g  der Zw eign iederlassung erhoben, w enn sich die­
selbe im  B e z irk  desselben Registergerichtes befindet w ie 
die H auptn iederlassung.

IV . Die Zahlung der Kapitalverkehrsteuer nachweisen.
Es is t § 74 des Kapita lverkehrsteuergesetzes vom  

8. 4. 1922 (R G B l. S. 354) zu beachten, w onach die zu r 
F ü h ru n g  der H andels-, Genossenschafts- und  Vere ins­
reg ister zuständigen Behörden dem zuständigen F inanz­
a m t von  a lle n  E in tragungen , die s ich a u f einen u n te r das 
K ap ita lve rkehrsteuergese tz fa llenden R echtsvorgang be­
ziehen, M itte ilu n g  zu m achen haben. D ie E in tra g un g  
eines dera rtigen  R echtsvorganges in  das H andels-, Ge­
nossenschafts- oder Vere insregister da rf ohne Genehm i­
gung des zuständigen F inanzam ts n u r erfo lgen, w enn der 
Nachweis e rb rach t is t, daß die Steuer e n trich te t is t. D ie 
Behörden dü rfen  fe rne r nach § 74 Abs. 3 i. V . m it  § 73 
Abs. 4 K apV erkS tG . den B e te ilig ten  ohne Genehm igung 
des zuständigen F inanzam tes die U rs c h rift  der U rkunde  
oder eine A u s fe rtigu n g  oder A n s c h r ift erst aushändigen, 
wenn der Nachweis e rb rach t ist, daß die Steuer ent­
r ic h te t is t.

B. Was kostet die Insertion der Eintragungen?
A ls  zweite Gruppe der u n m itte lb a r m it e iner E in tragung  

ins Handelsreg ister ve rkn ü p fte n  G ebühren sind die Inse r­
tionskosten  zu nennen.

I- D i e g e s e t z l i c h e n  V o r s c h r i f t e n .

Nach § 10 H G B . ha t das R egiste rgerich t die E in tra ­
gungen in  das Handelsreg ister durch  den Deutschen 
Reichsanzeiger und  durch  m indestens e in  anderes B la tt  
bekanntzum achen. Das G erich t ha t nach § 11 HG B. 
jä h r l ic h  im  Dezember die B lä tte r zu bezeichnen, in  denen 
diese V erö ffen tlichungen  w ährend des nächsten Jahres 
e rfo lgen so llen.1)

I I .  D i e  H ö h e  d e r  I n s e r t i o n s k  o s t e n .

D ie Höhe der Insertionskosten  r ic h te t sich e inm al nach 
dem G ebühren ta rif der Ze itungen, in  denen die V erö ffen t­
lich u n g  s ta ttfind e t —  wobei zu beachten ist, daß v ie lfach  
von den G erich ten m it  den V erlegern besondere E rm äß i­
gungen ve re inba rt werden —■, sowie nach den technischen 
E inze lhe iten  (Länge des Namens der F irm a , Z a h l der 
V ors tandsm itg lieder, U m fang  des w esentlichen In h a lts  
des Gesellschaftsvertrages us f.). Sie ka n n  daher n ic h t 
im  voraus angegeben werden und is t von  F a ll zu F a ll 
verschieden.

D r. W erne r S p 0 h r, V o lk s w irt R D V .

')  Nach einer M itte ilun g  des Präsidenten des Am tsgerichts B e rlin -M itte  
erfolgen E intragungen in  das Handelsregister außer im  Reichsanzeiger noch 
in  der Vossischen Zeitung und ln  der Berliner Börsenzeitung.



Beleg und Bilanz
4- Jahrgang, Heft 7
l .  M ärz 1931 8

B era tung : E inm anngesellschaft
—  W erkw ohnungen  (H ausz.-S t.)
—  Zw ischenhandel (U S tG . § 7)

Aus dem Tagebuch des Beraters
Für die Beantwortung von Fachiragen gilt folgendes: .
1. D i e e r s t e  B e r a t u n g  i n n e r h a l b  e i n e s  V i e r t e l j a h r e s  i s t  k o s t e n f r e i ,  wenn 

sie eine B r ie f Seite n ich t überschreitet. Diese Vergünstigung g ilt  jeweils n u r bis zum A b la u f des betreffenden 
Vierteljahres. F ü r  die erste darüber hinausgehende, angefangene B r ie f seite w ird  eine Auskunftsgebühr von 
H M . 3.— f ü r  jede weitere angefangene B r ie f  seite R M . 4.—  erhoben.

2 . Jede weitere Beratung innerha lb  des gleichen Vierteljahres kostet je  angefangene B r ie f seite H M . 4. .
3 . Jeder A n frage  is t die laufende  Bezugsgeldquittung und Freiumschlag beizulegen.

B e i Anträgen a u f A u sku n ft w ird  das E inverständn is m it den Bedingungen nach Z  iffe r  t u .  2 vorausgesetzt.
4. Ueber die Auskunftsgebühr w ird  Rechnung erte ilt. Der Betrag is t a u f die im  K o p f jedes Heftes ange­

gebenen Geldkonten der M uth'schen Verlagsbuchhandlung in  S tu ttgart zu überweisen.
5 . Sämtliche Anfragen sind zu richten an Carl Fluhme, Berlin-Johannisthal, Friedrichstraße 44. 

Beantwortung erfolgt in  der Reihenfolg: des E ingangs.
Einmann-Gesellschafter und Geschäftsführergehalt.

Der B uchp rü fe r w ird  sich w ah rsche in lich  au f eine E n t­
scheidung stützen, die ich  bereits frü h e r e inm al, meines 
W issens im  „Tagebuch  des Beraters“ , e rw ähn t habe. Es 
h a n d e lts ich u m d a s  U rte il R F H . V IA 5 2 0 /2 8  vom  6 .2 .1929.

In  der B egründung w ird  gesagt, daß, wenn es auch bei 
der sogenannten „E inm an n g e se llsch a ft“  in fo lge  ih re r  
A ne rkennung  als selbständiges gewerbetreibendes Steuer­
sub jekt rech tlich  n ic h t ausgeschlossen is t, daß der die 
Gesellschaft v ö llig  beherrschende Gesellschafter in  ein 
besonderes A nges te lltenverhä ltn is  zu der Gesellschaft 
t r i t t ,  doch e in  solches V e rhä ltn is  keineswegs ve rm ute t 
werden kann . E her w ird  gerade bei der E inm anngese ll­
schaft die um gekehrte  V e rm u tung  gelten können . In  der 
Regel behandelt der E inm anngese llschafter den Betrieb 
der Gesellschaft w ir ts c h a ft lic h  w ie  seinen eigenen. E r 
w il l ,  w ie  der E inze lkau fm ann , die —  h ie r in  besondere 
F orm  gekleidete —  gewerbliche E rfo lgsque lle  fü r  sich 
ausschöpfen, n ic h t aber sich in  e in  vom  E rfo lge  der Gesell­
schaft unberührtes A bhäng igke itsverhä ltn is , dessen In ­
h a lt A rb e its p flic h t fü r  andere, frem de Interessen ist, be­
geben. Es w ird  also sogar o ft  selbst bei Vorliegen  eines 
m it dem Gesellschaftsvertrage n ic h t zusammenhängenden, 
o ffenkund igen , selbständigen D ienstvertrags in  Z w e ife l ge­
zogen werden können, ob n ic h t die w ir tsch a ftlich e  A bs ich t 
w en iger in  der e rnstlichen  B egründung e iner D iens tp flich t 
bestand, als v ie lm e hr in  e iner g le ichm äßigen Ausschöp­
fung  der E rfo lgsque lle , also der E rz ie lung  e iner „G e w in n ­
ausschüttung “  (§ 37, Abs. i  N r. 1 des E inkom m ensteuer­
gesetzes).

D ie B egründung fä h rt dann w e ite r fo r t ,  was v ie lle ich t 
auch fü r  den F rage fa ll w ic h tig  is t, daß in  dem E ntsche i­
dungsfa lle  ke ine rle i A n h a lt da fü r vorhanden sei, daß die 
k re d itie rte n  E n tnahm en  G ehalt b ilden könn ten . E in m a l 
sei von einem  besonderen A rbe itsve rtrage  nirgends die 
Rede, noch sei er etw a aus den Um ständen zu entnehm en. 
Im  Gegenteil spreche das Fehlen jeg lichen  festgelegten 
Planes fü r  die Höhe der E n tnahm en  dagegen. Ferner 
zeige die A r t  der buch lichen B ehandlung der E n tnahm en 
in  V erb indung  m it  den Äußerungen der Gesellschafterin 
gerade, daß es sich h ie r um  einen der typ ischen Fälle 
handle, wo der Gesellschafter sich w ie  der Inhabe r eines 
e i g e n e n  Betriebes benehme. E r entnehm e, w ie  dieser, 
die fü r  den Lebensunte rha lt nö tigen  Beträge aus der 
Kasse der G. m . b. H . Ebenso w enig , w ie  solche E n t­
nahm en be im  E inze lka u fm an n  den G ew inn beeinflussen 
könn ten , so llten  sie dies h ie r tu n .

Es is t also dieser Entsche idung zu entnehm en, daß im  
a llgem einen das G ehalt des E inm anngese llschafters als 
versch le ierte  G ew innausschüttung  anzusehen is t. A lle r ­
dings ka n n  es s ich n ic h t darum  handeln, w o ra u f offenbar 
der B uch p rü fe r h inaus w ill,  daß g rundsä tz lich  das Gehalt 
des E inm anngese llschafters als G ew innausschüttung an ­
zusehen sei. Es sind auch nach der Begründung Fälle  
denkbar, in  denen die Behand lung  als G ehalt ane rkann t 
werden kann . D ie Entsche idung w e ist ausd rück lich  au f 
eine andere E n tsche idung I  A  335 /26  v. 16. 11. 1926 h in , 
in  der a u s fü h rlich  die w esentliche Bedeutung des V e rh ä lt­
nisses der Gesamtbezüge zum  W erte  der D ienstle istungen

und das V e rh ä ltn is  der Gehaltshöhe zum  G ewinn be­
hande lt w ird . A lle rd ings  hande lt es sich bei der le tzten 
Entsche idung n ic h t u m  eine E inm anngese llschaft. Ich  
ha lte  es fü r  m ög lich , daß bei besonders guten G ew inn­
verhä ltn issen  e in  norm ales G ehalt auch bei der E inm ann- 
gesellschaft a n e rkann t w ird , w enn ein k la re r  D ienstve r­
tra g  vo rlie g t. Ic h  betone aber, daß in  der le tztgenannten 
R ich tu n g  eine Entsche idung noch n ic h t vo rlieg t, sondern 
daß nach der Entsche idung vom  11. x. I 9Z9 *n der P rax is  
der F inanzäm te r ta tsäch lich  angenom men w ird , e in  A n ­
ges te lltenve rhä ltn is  des Einm anngesellschafters, der 
g le ichze itig  G eschäftsführer is t, kom m e n ic h t in  Betracht.

Hauszinssteuer und Werkwohnungen.
Es w äre n a tü r lic h  interessant, den frühe ren  Bescheid 

des Z iegeleibesitzers bezüglich der B e fre iung  von der 
Hauszinssteuer vorliegen  zu haben, u m  die Gründe der 
B e fre iung  feststellen zu können, die ja  auch d a rin  
liegen können, daß die M ie te r der W erkw ohnungen  
ta tsäch lich  n ic h t in  der Lage w aren, M iete zu be­
zahlen, so daß der E igen tüm er d a ra u fh in  be fre it w o r­
den is t. E in  solcher F a ll w ürde m einer A n s ich t nach 
auch je tz t w ieder zu r Hauszinssteuerbefre iung bzw. - E r ­
m äß igung fü h re n  können.

Im  üb rigen  aber is t h inzuw eisen auf den R underlaß  des 
F inanzm in is te rs  K V . 2. 1100 vom  3. 3. I 927 he tr. H aus­
z inssteuerverordnung, wo u n te r Z iffe r  22 gesagt w ird , in  
e iner E n tsch ließung des 21. Deutschen M ietertages des 
Bundes Deutscher M ie ter vereine in  Dresden sei behauptet 
w orden, daß in d u s trie lle n  U nte rnehm ungen S tundung 
und  N iederschlagung bzw. E rlaß  der au f ih re  W e rk - und 
D ienstw ohnungen entfa llenden Hauszinssteuer gew ährt 
werde, auch w enn die In h ab e r solcher W ohnungen  die 
entsprechenden Beträge in  der M iete zah lten. D er F ina n z ­
m in is te r s te llt h ie rzu  fest, daß dies se lbstverständ lich  m it  den 
bestehenden Bestim m ungen n ic h t in  E in k la n g  stehen w ürde.

G elegentlich der Ä nderung  der H auszinssteuerverord­
nung  vom  27. 4. 1927 w urde w e ite r in  e inem  E rlaß  vom  
8 .4 . 1927 K V . 2. 1700, I I  D . 4073 die Frage der Steuer­
e rm äß igung bei bestim m ten Belastungsgraden der G rund­
stücke geregelt. Es w aren dam als entsprechende A n ­
träge au f Steuererm äßigung zu ste llen. A u ch  h ie r s te llte  der 
F ina n zm in is te r fest (Z iff. 5 Abs. 2 Satz 3), daß D ienst- und 
W e rkw ohnungen  e insch ließ lich  der H ausw arts- usw. -W o h ­
nungen als vom  E igen tüm er benu tz t n ic h t gelten könn ­
ten. E ine E rm äß igung kam  also auch h ie r n ic h t in  B e tracht.

Ic h  b in  der A uffassung, daß im  F ragefa lle  weder E r­
m äß igung noch B efre iung  in  B e tra ch t kom m en kann , es 
sei denn, daß tro tz  einer M ie tfestsetzung und eines ta t ­
säch lich  bestehenden M ietanspruchs der Z iegelm eister 
M iete ta tsäch lich  n ic h t zah len kann .
Zwischenhandel vor und nach dem 1 .1 .31 (U S tG . § 7).

Z unächst w äre bezüglich der A nw endbarke it des § 7 
U StG , g rundsä tz lich  zu unterscheiden zw ischen der Z e it 
vo r dem 1. 1. 1931 und der Z e it nach dem 1. 1. 1931- 
D u rch  die N o tve ro rdnung  vom  1. 12. 1930 is t b ekann tlich  
das Z w ischenhande lsp riv ileg  des § 7 au f den Großhandel 
beschränkt worden. L ieg t der S teuerfa ll also nach dem 
1. r ,  1931, so k o m m t die A nw endung des Zw ischen­
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handelspriv ilegs überhaup t n ic h t in  Frage, da es sich im  
V e rhä ltn is  des A rc h ite k te n  zu seinen A u ftraggebe rn  n ich t 
um  Großhandel handelt.

Ic h  nehme deshalb an, daß sich die Frage a u f die Z e it 
vor dem i .  i .  1931 erstrecken so ll, als das Zw ischen­
bande ispriv ileg  noch sowohl fü r  den Großhandel als auch 
fü r  den K le inhande l ga lt.

W enn  das F inanzam t h ie r angegeben ha t, das Zw ischen­
hande lspriv ileg  kom m e n ic h t in  B e tracht, w e il der A rc h i­
te k t die P flanzen durch  seine A ngeste llten  habe entladen 
lassen, dann is t dieser S tandpunkt u n r ic h tig . Es is t fest­
zustellen, daß der unm itte lb a re  Besitz an den Pflanzen 
nu r deswegen von  dem A rc h ite k te n  oder in  seiner V e r­
tre tu n g  von  seinen A ngeste llten  e rg riffen  w ird , u m  die 
Pflanzen m ög lichs t schne ll an den K unden zu befördern. 
Das w ich tig e  is t also h ie r, daß a lle in  der Zw eck der Be­
fö rde rung  maßgebend ist. Inso fe rn  is t von  ausschlag­
gebender Bedeutung die g rundsä tz liche  E ntsche idung 
des Großen Senats des R F H . vom  17. 12. 1927 Gr. S. 1/27 
geworden, derzufo lge bei der A b w ic k lu n g  m ehrerer von 
verschiedenen U nte rnehm ern  über dieselben Gegenstände 
oder über Gegenstände g le icher A r t  abgeschlossenen U m ­
satzgeschäfte die L ie fe rungen  eines U nte rnehm ers n ich t 
schon dadurch um sa tzs teuerp flich tig  werden, daß er aus­
sch ließ lich  zum  Z w eck der B e fö rderung  den u n m itte l­
baren Besitz an den Gegenständen e rw irb t und  überträg t.

Insow e it wäre also die Sache in  O rdnung, und  Sie 
würden gegenüber dem F inanzam t im  R echt sein. T ro tz ­
dem aber ko m m t m an nach m e ine r A u ffassung  bei der 
B eu rte ilung  des F rage fa lls  zu der A n s ich t der U m satz­
steuerp flich t, da ja  der A u ftra g  m it  der P flanzen lie fe rung  
e insch ließ lich  der B eförderung n ic h t beendet is t. V ie l­
m ehr la u te t der V e rtrag  zw ischen den A u ftraggebe rn  und 
dem A rc h ite k te n  n ic h t au f L ie fe ru n g  von Pflanzen, 
sondern au f H e rs te llung  einer An lage . H ie r  lie g t der 
g rundsätzliche U nterschied, der eine A nw endung  des 
Zw ischenhande lspriv ilegs nach m einer A u ffassung  n ich t 
e rm ög lich t, da es sich n ic h t um  „d iese lben Gegenstände 
oder Gegenstände g le icher A r t “  handelt.

Schon in  der Entsche idung V A  349/25 vom  5. 2. 1926 
is t entschieden w orden, daß e in  U n te rnehm er, der Öfen 
und sonstige A pparate  u n m itte lb a r vom  H ers te lle r an den 
A bnehm er gelangen und im  Betriebe des A bnehm ers durch 
seinen (des U nternehm ers) eigenen M on teu r e inbauen 
lasse, um sa tzs teuerp flich tig  sei. Denn L ie fe ru n g  und 
E inbau b ilde ten  re ch tlich  und w ir ts c h a ft lic h  eine E in h e it, 
g le ichgü ltig , ob Kostenanschlag, R echnung und  sonstige 
Geschäftspapiere die S ach lie ferung von der A rb e its ­
le is tung  äußerlich  ge trenn t h ie lten , oder ob beide Teile 
des Geschäfts schon in  der äußeren F o rm  als E in h e it er­
schienen. E rs t m it  der F ertigs te llung  dieses Einbaues 
sei die bestellte Sache, näm lich  der eingebaute Ofen oder 
A pparat, ge lie fert.

Noch e indeutiger is t die spätere En tsche idung V A  558/26 
vom  19. 11. 1926, m it  der entschieden w urde, daß, wenn 
der U n te rnehm er eine An lage, deren einzelne nach einem  
G esamtplan angefe rtig te  Teile er dem A bnehm er u n m itte l­
bar d u rch  die verschiedenen H e rs te lle r zusenden läßt, die 
S teuerp flich t der L ie fe rung  der A n lage n ic h t dadurch aus­
geschlossen w ird , daß der U n te rnehm er die V erfügung  
über das Ganze dem A bnehm er erst ve rscha fft, nachdem  
dieser bereits an den E inze lte ilen  u n m itte lb a re n  Besitz und 
E igen tum  e rlang t hat.

In  der B egründung w ird  ange füh rt, daß die Beschwerde­
fü h re r in  fü r  jeden Beste ller einen besonderen P lan  ent­
w erfe. die H e rs te llun g  der in  dem Plane vorgesehenen
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E inze lte ile  der A n lage an verschiedene W erke  vergebe 
und die fe rtig e n  Teile von diesen u n m itte lb a r an den Be­
s te lle r senden lasse. Bei e twa e inem  V ie rte l a lle r Be­
s te llungen setze der Em pfänger die Teile  nach den ih m  
von  der B eschw erdeführerin  zugegangenen Ze ichnungen 
und E rläu te rungen  m it  seinen eigenen K rä fte n  zusammen. 
R F H . s te llt fest, daß diese L ie fe rungen  der Beschwerde­
fü h re r in  u n s tre itig  um satzsteuerfre i seien, w e il n ic h t die 
Beschw erdeführerin , sondern jeder E inze lhe rs te lle r den 
u n m itte lb a ren  Besitz an den Lieferungsgegenständen 
an den A bnehm er übertrage.

R F H . s te llt w e ite r fest, daß die b ü rg e rlich rech t­
liche  Betrachtungsweise nach § 4 R AO . fü r  das U m ­
satzsteuerrecht n ic h t maßgebend sei. D ie Zerlegung 
des Gesamtvorganges von der u rsp rüng lichen  Beste llung 
bis zu r be triebsfertigen A u fs te llu n g  in  einem  K a u fve rtra g  
und in  einem  W e rkve rtra g  zw ischen denselben B ete ilig ten 
stehe n ic h t g le ich dem Falle  der ge trennten Beste llung 
des E n tw u rfs , der Teile und der R ich ta rbe iten  bei ve r­
schiedenen L ie fe re rn .

Im  S tre itfä lle  s te llt R F H . fest, daß ke ine bü rg e rlich ­
rech tliche  D arlegung  darüber h inw egtäuschen könne, 
daß die Beschw erdeführerin , die auch den E n tw u r f ge­
schaffen und die Teile von den E inze lhe rs te lle rn  beschafft 
habe, sch ließ lich  die Gesamtanlage be triebsfe rtig  au f stellte. 
Denn n ic h t an die bü rge rlich -re ch tlich e n  Begriffe  der 
B esitze rg re ifung  und des Eigentum süberganges knüpfe  
das Gesetz den B egriff der L ie fe rung  a n ; eine solche liege 
v ie lm e hr vo r, w enn der L ie fe re r dem A bnehm er die V er­
fügung  über eine Sache verschaffe (§ 5 Abs. 1 Satz 1 
U S tG .). Dabei hebe das Gesetz a u sd rück lich  he rvo r, als 
L ie fe rung  sei auch anzusehen eine Le is tung  aus einem 
Vertrage über die Bearbe itung  und  V e ra rbe itung  einer 
Sache, w enn der U n te rnehm er Stoffe, die er beschaffe, 
verwende (§ 6 U S tG .). (B e ka n n tlich  g ilt  übrigens diese 
B estim m ung auch, wenn Sachen in  A u s fü h ru n g  eines 
solchen Vertrages m it  dem G rund und  Boden fest ve r­
bunden werden.) R F H . fä h r t  dann w e ite r fo r t, daß die 
vorgenannten Voraussetzungen der S teuerp flich t fü r  eine 
L ie fe rung  h ie r e r fü llt  seien, da die Beschw erdeführerin  
dem Abnehm er die V e rfügung  verschaffe über die durch 
ih re  A rb e it geschaffene Anlage, fü r  die sie die Stoffe 
selbst von den E inze lherste lle rn  beschafft habe.

A n  e iner späteren Stelle w ird  dann noch ausd rück lich  
hervorgehoben, daß von e iner N ä m lich ke it des Gegen­
standes, w ie  sie die B e fre iu ng svo rsch rift des § 7 voraus­
setze, bei dem Ganzen der Anlage und der Summe ih re r 
Teile ke ine Rede sein könne.

Ich  glaube, daß ich  d a m it die U m satzsteuerpflich t der 
P flanzen lie fe rung  r ic h tig  begründet habe, zum al sie Be­
standte il der zu schaffenden A nlage sind, au f die der A u f­
tra g  lau te t. W ürde  der A rc h ite k t n u r die P flanzen lie fe rn  
und durch  seine Angeste llten  entladen und zum  A u ftra g ­
geber schaffen lassen, eine A n lage lie fe rung  wäre aber 
n ic h t d a m it verbunden, dann wäre U m satzsteuerfre ihe it 
gegeben. Dasselbe wäre dann der F a ll, w enn die A u f­
traggeber das gesamte M a te ria l (P flanzen, Erde usw.) 
lie fe rten , und der A rc h ite k t w ürde n u r die Anlage her­
steilen. In  diesem Falle  läge led ig lich  ein W e rkve rtra g  vor.

D ie A n fu h r  von  M utterboden is t dann um satzsteuer­
p flich tig , w enn der A rc h ite k t die Erde zu der bestellten 
A n lage  benutzt. D ie D inge liegen genau so w ie  bei den 
P flanzen. Anders, wenn der A rc h ite k t den E rdankau f 
v e rm itte lt, die Erde durch einen F uh run te rnehm er zum  
A u ftraggeber fah ren  läß t und der A u ftraggeber seine 
Anlage selbst herste llt.

fängene Briefseite KM.4.-. Jede weitere Beratung innerhalb 
des gleichen Vierteljahrs pro Briefseite RM. 4.—. Bei An­
trägen. auf Auskunft wird das Einverständnis m it Vorste­
hendem vorausgesetzt. (Postscheckkonto Stuttgart Nr. 9347 
Muth’sehe Verlagsbuchhandlung, Stuttgart.)

Abbestellungen des Bezugs müssen bis zum 20. des letzten Monats 
eines Vierteljahres beim Verlag eingegangen Bein, andernfalls 
bleibt der Bezug für das folgende Vierteljahr bestehen.

Verhinderung des Erscheinens durch höhere Gewalt, Streiks, Aus­
sperrung, Betriebstörungen usw. begründet keinen Anspruch 
auf Lieferung der, Zeitschrift oder auf Rückzahlung des Be­
zugsgeldes, ebenso keinen Ersatzanspruch von Benutzern des 
Anzeigenteiles.
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